
 

  

S 4 R 1566/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Düsseldorf
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 R 1566/18
Datum 25.06.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -
Â 

1.Â Â Â  Die Klage wird abgewiesen.

2. Â AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten.

Â 

Der am 00.00.1966 geborene KlÃ¤ger, der noch keine Rente bezieht, begehrt im
Wege eiÂnes Feststeliungsverfahrens bzw. KontenklÃ¤rungsverfahrens, dass die bei
ihm vorgemerkÂten Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld II ab dem 01.01.2005
genauso bewertet werden wie Zeiten des Bezuges von Arbeitslosgeld I.

Â 

Gleichzeitig hÃ¤lt er noch seine UntÃ¤tigkeitsklage (S 4 R 1616/17) aufrecht, mit
dem Ziel, seinen auf das gleiche Klageziel gerichteten Widerspruch vom 14.04.2014
noch zu beÂscheiden.

Die Beklagte hat inzwischen mit dem Bescheid vom 09.06.2017 in der Gestalt des
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WiderÂspruchsbescheids vom 19.10.2018 (Bl. 300 ff, 424 ff der Verwaltungsakte)
entschieden, dass sie â�� gegenwÃ¤rtig â�� die Zeit seines Bezuges von
Arbeitslosengeld II ab dem 01.01.2005 nicht genauso bewerte wie Zeiten des
Bezuges von Arbeitslosgeld I. GestÃ¼tzt hat sie dies auf die Vorschriften der Â§Â§
70 Abs. 1 Satz 1, 166 Abs. 1 Nr. 2 a SGB VI fÃ¼r die Zeit bis Ende 2010, und fÃ¼r
die Zeit ab 2011 auf Â§ 74 Abs. 1 Satz 5 Ziffer 1 a SGB VI.

Damit ist der KlÃ¤ger nicht einverstanden, und hat gegen den
Widerspruchsbescheid vom

19.10.2018Â Â Â Â Â  am 16.11.2018 Klage zum Sozialgericht DÃ¼sseldorf erhoben.

Zur BegrÃ¼ndung nimmt er Bezug auf seinen Widerspruch vom 07.07.2017 und
u.a. seinen nachfolgenden Schriftsatz vom 18.07.2017, wonach die Beklagte seiner
Auffassung nach mit der Anwendung der genannten Vorschriften gegen
hÃ¶herrangiges Recht verstoÃ�e, unÂter anderem gegen das Grundgesetz, die
KSZE-Schlussakte und die ErklÃ¤rung der MenÂschenrechte und anderes.

Gleichzeitig erklÃ¤rt er, dass er die UntÃ¤tigkeitsklage bezÃ¼glich des
Widerspruchs vom 14.04.2014 nicht fÃ¼r erledigt erklÃ¤re, solange die Beklagte
nicht die ihm dafÃ¼r entstanden Kosten Ã¼berweise, die die Beklagte seiner
Auffassung nach zu tragen habe.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

Â 

1.Â Â Â  Â die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 09.06.2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.10.2018 zu verurteilen, die Zeit des
Bezuges von Arbeitslosengeld II ab dem 01.01.2005 wie Zeiten des Bezuges von
ArbeitslosenÂgeld I gemÃ¤Ã� Â§Â§ 70 Abs. 1 Satz 1, 166 Abs. 1 Ziffer 2 SGG VI zu
bewerten,

2.Â Â Â  Â die Beklagte zu verurteilen, seinen Widerspruch vom 14.04.2014 zu
bescheiden, hilfsweise fÃ¼r diese UntÃ¤tigkeits- bzw. Bescheidungsklage ihm die
entstandenen Kosten zu erstatten.

Die Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte nimmt sinngemÃ¤Ã� Bezug auf den Inhalt der angefochtenen
Bescheide. Eine weitergehende BegrÃ¼ndung Ã¼ber das Widerspruchsschreiben
vom 07.07.2017 hinaus lieÂge nicht vor.

Was die noch nicht fÃ¼r erledigt erklÃ¤rte UntÃ¤tigkeitsklage S 4 R 1616/17 â��
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bezÃ¼glich des Widerspruchs vom 14.04.2014 â�� angehe, so verweise sie darauf,
dass ihrer Meinungâ��nach diese UntÃ¤tigkeitsklage â�� anders als die bereits
erledigte UntÃ¤tigkeitsklage S 4 R 1793/17 â�� nicht nur unbegrÃ¼ndet, sondern
auch unzulÃ¤ssig sei, wie sie bereits mit Schriftsatz vom

26.09.2018Â Â Â Â Â  zum Ausdruck gebracht und dort im Einzelnen erlÃ¤utert
habe.

Zum Zeitpunkt der Erhebung der UntÃ¤tigkeitsklage am 15.09.2017 sei das
BescheidungsÂbegehren des KlÃ¤gers, nachdem es zuvor auch Gegenstand eines
frÃ¼heren BerufungsverÂfahrens gewesen sei, schon unzulÃ¤ssig gewesen; das
eigentliche Bescheidungsbegehren des KlÃ¤gers â�� eine andere Bewertung der
Zeit des Bezuges von Arbeitslosengeld II â�� sei nÃ¤mlich damals bereits in den
Bescheid vom 09.06.2017 (und in den WiderspruchsbeÂscheid vom 19.10.2018)
gemÃ¼ndet, sodass nun Ã¼berhaupt kein Raum mehr fÃ¼r eine weiÂtere
Bescheidung bestehe und UntÃ¤tigkeit der Beklagten nicht mehr vorliege. Die am
15.09.2017 erhobene UntÃ¤tigkeitsklage habe angesichts ihres vorangegangenen
BeÂscheides vom 09.06.2017 Ã¼berhaupt kein eigenstÃ¤ndiges Ziel mehr haben
kÃ¶nnen.

Das Gericht hat bereits mit Schreiben vom 11.10.2018, auf das Bezug genommen
wird (Bl. 80 ff der Akte S 4 R 1616/17) angekÃ¼ndigt, die UntÃ¤tigkeitsklage
bezÃ¼glich des WiÂderspruchs vom 14.04.2014 als unzulÃ¤ssig abzuweisen, und
Gelegenheit zur StellungÂnahme gegeben.

Das Gericht hat, nachdem diese UntÃ¤tigkeitsklage inzwischen zum Verfahren S 4 R
1566/18 verbunden wurde, mit Schreiben vom 20.05.2020 angekÃ¼ndigt, den
Rechtsstreit insgesamt durch Gerichtsbescheid abweisen zu wollen, aus den
GrÃ¼nden der angefochÂtenen Bescheide und weil weiterhin kein zulÃ¤ssiges
Begehren nach Bescheidung des WiÂderspruchs vom 14.04.2015 bestehen kÃ¶nne.

Â 

Das Gericht gab den Beteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum
22.06.2020.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die zwischen den
Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze und den Inhalt der Gerichtsakte sowie auf
den Inhalt der VerÂwaltungsakten der Beklagen und den Inhalt der Prozessakte S 4
R 1793/17 und den InÂhalt des zur Klage verbundenen Verfahrens S 4 R 1616/17
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte gemÃ¤Ã� Â§ 105 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch
GerichtsbeÂscheid wie angekÃ¼ndigt entscheiden, nachdem die Beteiligten zu
dieser EntscheidungsÂmÃ¶glichkeit angehÃ¶rt wurde und Gelegenheit zur
Stellungnahme hatten. Aus dem SchriftÂsatz des KlÃ¤gers vom 19.06.2020 ergibt
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sich kein neuer Sachverhalt und kein neuer rechtlicher Gesichtspunkt.

I-

Die Klage des KlÃ¤gers gegen die angefochtenen Bescheide mit dem Ziel einer
anderen Bewertung der Zeiten seiner Arbeitslosigkeit ab 2005 ist zwar statthaft und
zulÃ¤ssig, jeÂdoch in der Sache nicht begrÃ¼ndet. Denn der angefochtene
Bescheid vom 09.06.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
19.10.2018 ist nicht rechtswidrig und beÂschwert den KlÃ¤ger nicht im Sinne von 
Â§ 54 Abs. 2 SGG, weil die Beklagte mit diesen BeÂscheiden zu Recht â��
gegenwÃ¤rtig â�� eine andere Bewertung der vorgemerkten Zeiten der
Arbeitslosigkeit ablehnt.Zur Meidung unnÃ¶tiger Wiederholungen nimmt das
Sozialgericht DÃ¼sseldorf ausdrÃ¼cklich gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 3 SGG Bezug auf
die AusfÃ¼hrungen der Beklagten in dem ausfÃ¼hrliÂchen Bescheid vom
09.06.2017 in der Gestalt des ebenso ausfÃ¼hrlichen WiderspruchsÂbescheides
vom 19.10.2018, erklÃ¤rt diese AusfÃ¼hrungen in diesen Bescheiden fÃ¼r richtig,
und sieht insoweit von einerweiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

Â 

Eine nÃ¤here BegrÃ¼ndung im Rahmen der Klage hat der KlÃ¤ger nicht
abgegeben.

Soweit er sich mit seinem Widerspruchsschreiben vom 07.07.2017 und dem
nachfolgenÂden Schreiben vom 18.7.2017 darauf beruft, die von der Beklagten
angewandten VorÂschriften verstieÃ�en gegen hÃ¶herrangiges Recht, insbesondere
des Grundgesetzes oder internationalen Rechts, so ist nicht ersichtlich, weshalb
Zeiten eines Leistungsbezuges von Arbeitslosengeld II nicht anders bewertet
werden sollten als Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld I. Worin eine
unzulÃ¤ssige Ungleichbehandlung dadurch bestehen soll, erschlieÃ�t sich dem
Gericht nicht. Diese Leistungen werden nÃ¤mlich auch unterschiedlich bemessen.

DarÃ¼ber hinaus ist der KlÃ¤ger aktuell auch deshalb nicht beschwert, weil er
gegenwÃ¤rtig noch keine Rente bezieht. Alle bisherigen â�� naturgemÃ¤Ã� nur
vorlÃ¤ufigen â�� Bewertungen, die Ã¼ber die bloÃ�e Vormerkung von Zeiten
hinausgehen, stehen ohnehin unter dem VorÂbehalt kÃ¼nftiger
RechtsÃ¤nderungen, Â§ 109 Abs. 2 Satz 1 SGB VI. Wie also spÃ¤ter beim Eintritt des
KlÃ¤gers in eine Rente die Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld II ab Januar
2005 in Entgeltpunkten zu bewerten sein werden, kann nicht schon vor RentenbeÂ-
ginn zum Gegenstand einer abschlieÃ�enden Bewertung gemacht werden.

II.

Das Begehren des KlÃ¤gers bezÃ¼glich Bescheidung seines Widerspruchs vom
04.04.2014 im Wege einer UntÃ¤tigkeitsklage nach Â§ 88 SGG, hilfsweise gerichtet
auf Erstattung der ihm entstandenen Kosten fÃ¼r diese UntÃ¤tigkeitsklage, hat
auch keinen Erfolg. Denn wie die Beklagte bereits vÃ¶llig zutreffend in ihrem
Schriftsatz vom 26.09.2018 erlÃ¤utert hat und wie das Gericht auch bereits mit
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Schreiben vom 11.10.2018 dem KlÃ¤ger angekÃ¼ndigt hat, bestand schon zum
Zeitpunkt der Erhebung der UntÃ¤tigkeitsklage am 15.09.2017 Ã¼berhaupt kein
Raum mehr fÃ¼r eine notwendige â�� weitere â�� Bescheidung, da die Beklage
bereits zuvor mit Bescheid vom 09.08.2017 Ã¼ber die in Rede stehende Bewertung
der Zeiten der Arbeitslosigkeit ab 2005 entschieden hat.

Die UntÃ¤tigkeitsklage war also von Anfang an unzulÃ¤ssig und auch
unbegrÃ¼ndet. Ein AnÂspruch auf Kostenerstattung fÃ¼r diese UntÃ¤tigkeitsklage
kann dem KlÃ¤ger damit nicht erÂwachsen sein.

Die Kostenentscheidung folgt insgesamt aus Â§ 193 Abs. 1, 4 SGG.

Erstellt am: 05.07.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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